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1. Der Regierungsrat genehmigt das vorgelegte Antwortformular an das 
Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (BLV). 

 
Begründung 

Der Bund hat bei den Kantonen und weiteren interessierten Kreisen ein Ver-
nehmlassungsverfahren zur Änderung der Tierseuchenverordnung durchge-
führt. Mit der Verordnungsänderung soll eine Angleichung an das neue Tier-
gesundheitsrecht der EU sichergestellt werden. Die Massnahmen beim 
Ausbruch einer hochansteckenden Seuche sollen generell verschärft wer-
den. Unter anderem soll eine Norm geschaffen werden, die es der Kanton-
stierärztin oder dem Kantonstierarzt erlaubt, bei einem Ausbruch der Afrika-
nischen oder der Klassischen Schweinepest bei Wildschweinen zusätzliche 
Massnahmen anzuordnen. Die Vorlage wird daher vom Regierungsrat im 
Grundsatz begrüsst. Allerdings weist er darauf hin, dass die neue Pflicht zur 
Kennzeichnung von Alt- und Neuweltkameliden zu einem gewissen Mehr-
aufwand bei den Tierhaltenden und den kantonalen Behörden mit entspre-
chenden Folgekosten führen werden. 
 

                                                                                            
 

 

 


